
 

Forderungen des Bremer Bündnis Verkehrswende 

(BBV) zur Bürgerschaftswahl 2027 
 

Präambel 

Mobilität ist eine der größten und wichtigsten Einflussfaktoren für die Lebensqualität der 

Bürger*innen im Land Bremen. Deshalb sind fundamentale Änderungen unserer 

Mobilität, die Flächenbereitstellung für mehr aktive Mobilität und ÖPNV, sowie für Grün 

und Natur überlebenswichtig. Mit diesen Maßnahmen wird die gesamte Stadtentwicklung 

positiv beeinflusst. 

Die Förderung des Umweltverbunds aus Fuß- und Radverkehr, dem ÖPNV sowie 

Carsharing ist nicht nur die flächeneffizienteste Nutzung des vorhandenen städtischen 

Raums, sie ist die Grundlage für Flächengewinnung und -neuverteilung in der bebauten 

Stadt. 

Diese Flächenumnutzungen haben große Auswirkungen auch auf das soziale Leben in 

den Quartieren und im gesamten Stadtgebiet in Bremen und Bremerhaven: 

Begegnungsflächen werden geschaffen, (konsumfreie) Aufenthaltsräume entstehen. Das 

soziale Miteinander wird gestärkt und Einsamkeit reduziert, ältere Menschen erhalten 

Bereiche zum Ausruhen, Kinder bekommen Flächen zum Spielen.  

Und darüber hinaus sind diese Flächen die unabdingbare Voraussetzung für die enorm 

wichtigen Klimaanpassungsmaßnahmen – Stichworte sind hier „Schwammstadt“ und 

„Hitzeschutzstadt“ durch mehr entsiegelte Flächen und Stadtgrün. 

Daneben ist der Umweltverbund grundsätzlich inklusiv, ermöglicht Teilhabe, ist sozial, 

weil er verhältnismäßig günstig und extrem niedrigschwellig für die Nutzenden ist. Und 

die aktive Mobilität aus Zufußgehen und Radfahren gesundheitsförderlich für alle 

Menschen und darüber hinaus sogar noch lernförderlich bei Schüler*innen. 

Die Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels muss weiterhin Richtschnur des politischen Handelns 

bleiben. Gemäß dem Abschlussbericht der Klima-Enquetekommission müssen Bremen 

und Bremerhaven bis 2038 klimaneutral werden. Die Ziele im Mobilitätsbereich werden 

dort klar benannt. Für die Stadt Bremen stellen der Verkehrsentwicklungsplan Bremen 
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2025 (VEP), seine Teilfortschreibung sowie der „Green City Masterplan“ einen 

umfassenden Maßnahmenkatalog bereit, der konsequent umgesetzt werden muss.   

Für Bremerhaven muss schnellstmöglich ebenfalls ein nachhaltiger, urbaner 

Mobilitätsplan (SUMP) – ähnlich dem VEP für Bremen – erarbeitet und umgesetzt 

werden. 
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1. Paradigmenwechsel in der Infrastruktur:  

Planung „von außen nach innen“ für mehr Verkehrssicherheit 

Wir fordern eine fundamentale Neuausrichtung der Investitionsprioritäten: Der 

Erhalt, die Sanierung und die Ertüchtigung sowie die bedarfsgerechte Neuverteilung 

bestehender Infrastruktur müssen Vorrang vor dem Neubau von Straßen haben.   

Das bedeutet vor allem eine Planung „von außen nach innen“ und damit einen 

konsequenten Neuzuschnitt des bestehenden Straßenraums, um dem Fuß-, dem 

Rad- und dem öffentlichen Personennahverkehr (Bus und Straßenbahn) den 

notwendigen Platz sowie ein Höchstmaß an Sicherheit („Vision Zero“) einzuräumen. 

Um die dafür erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen freizusetzen, 

fordern wir den sofortigen Verzicht auf folgende Großprojekte: Kein Neubau der 

B212 im Niedervieland, kein Ausbau der Ortsumgehung Ritterhude durch das 

Blockland. kein sechsspuriger Ausbau der A27 zwischen Horn-Lehe und dem 

Bremer Kreuz. 

 

2. Mobilität für alle Menschen –  

für mehr Lebensqualität und Klimaschutz 

Wir fordern eine soziale, inklusive, gesundheitsfördernde und umweltfreundliche 

Mobilität für alle.  

Mobilität in diesem Sinne bedeutet mehr Teilhabe am öffentlichen Leben, mehr 

Selbstbestimmtheit durch mehr aktive Mobilität und ein flächendeckendes und 

verlässliches ÖPNV-Angebot für die Bürger*innen Bremens und Bremerhavens. Sie 

bedeutet eine Mobilität, die den sozialen und finanziellen Erfordernissen aller 

Bürger*innen Rechnung trägt.   

Um die Klimaziele zu erreichen, die Gesundheit der Bürger durch Lärmminderung 

und Luftreinhaltung zu schützen und wertvollen öffentlichen Raum für aktive 

Mobilität und Aufenthaltsqualität für die Menschen zurückzugewinnen, fordern wir 
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eine konsequente Stärkung des Umweltverbunds gemäß der beschlossenen 

Maßgaben des Abschlussberichts der Klima-Enquetekommission. 
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3. Konsequente Priorisierung der aktiven Mobilität 

Wir fordern zur Stärkung der aktiven Mobilität im Land Bremen folgende 

Maßnahmen: 

Fußverkehr 

 Bei allen Planungen und Entscheidungen zur Erhöhung des Fußverkehrsanteils 

müssen Menschen mit besonderem Schutzbedürfnis konsequent in den 

Mittelpunkt gestellt werden. 

 Schaffung von sicheren und barrierefreien Fußwegen mit gut erreichbaren 

Querungen im gesamten Stadtgebiet sowie der Ausbau zu einem attraktiven, 

zusammenhängenden Fußverkehrsnetz. 

 Konsequente Sanierung der vorhandenen Fußwege in Bremen und 

Bremerhaven: keine Buckelpisten mehr, keine Seenplatten nach Regenfällen 

mehr. Ausreichender Herbst-Winterdienst, der eine Nutzung der Fuß- und 

Radwege auch wirklich ganzjährig ermöglicht. Barrierefreiheit für 

mobilitätseingeschränkte Menschen beginnt hier.  

Hierzu gehört auch die konsequente Kontrolle der Baustelleneinrichtungen und 

vor allem der Bauausführung bei der Wiederherstellung der Fußwege. 

 Verpflichtende Benennung von Fußverkehrsbeauftragten in jedem Ressort und 

jedem Amt zur Sicherstellung der Berücksichtigung der Belange des 

Fußverkehrs bei allen Aufgabenträgern. 

 Einrichtung eines eigenen Budgets für den Fußverkehr mit ausreichenden 

Planungs- und Umsetzungskapazitäten in der Verwaltung. 

Radverkehr 
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Die Sanierung, Ertüchtigung sowie der Aus- und Neubau von 

Radverkehrsinfrastruktur sind kostengünstig und erfordern weitaus weniger 

aufwendige Planungsvorläufe als jede andere Infrastrukturmaßnahme im 

Verkehrsbereich. Daher ist die Umsetzung für die Kommunen wesentlich schneller 

und kostengünstiger umzusetzen.  

Deshalb fordern wir insbesondere folgende Maßnahmen: 

 Vollständige Umsetzung der Premiumrouten bis 2031 gemäß der VEP 

Teilfortschreibung: Dazu zählen D.15, D.16, D.17, D.19, D.20, 

 Fertigstellung und Verbindung des Wallrings durch Bau des Wesersprungs 

Mitte. 

 Sicherstellung des Wesersprungs Ost; ggf. durch den Anbau der A1-Brücke. 

 Bedarfsgerechte und auf zukünftige Mengen ausgelegte, sichere und nah an 

den Umsteigepunkten liegende Fahrradabstellanlagen; überdacht und 

einfach zugänglich. 

 Sicherstellung der dauerhaften Finanzierung von Radverkehrsinfrastruktur; 

insbesondere durch folgende Maßnahmen: 

o Die Kommunen Bremen und Bremerhaven stellen ein eigenes, gesondertes 

Budget für die Radverkehrsinfrastruktur auf. Ebenso werden wesentliche 

Teile des Sondervermögens des Bundes (LuKIFG-Mittel) sowie weiterer 

Bundesförderungen für schnell klimawirksame aktive Mobilität 

bereitgestellt. 

o Bremen und Bremerhaven stellen für die Dauer des Sondervermögens und 
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/ oder weiterer Bundesförderungen weiterhin eigene Haushaltsmittel 

mindestens im bisherigen Umfang bereit, so dass die Bundesmittel 

ausschließlich zusätzlich zum beschleunigten Ausbau der aktiven Mobilität 

verwendet werden. 

o Bremen setzt sich auf Bundesebene dafür ein, dass die bestehenden 

Infrastrukturförderungen, allen voran das Förderprogramm „Stadt&Land“, 

fortgesetzt, aufgestockt und vor allem verstetigt werden. 

4. Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 

Wir fordern für den Ausbau des ÖPNV folgende Maßnahmen: 

 Dem ÖPNV muss bei Ausbau und Finanzierung konsequent Vorrang vor dem 

motorisierten Individualverkehr eingeräumt werden. 

 Entwicklung eines Gesamtkonzepts für den mittel- und langfristigen Ausbau 

der Straßenbahn (Zielnetz 2040) unabhängig von der jetzigen Förderkulisse, 

um alle Stadtteile zu erschließen und Querverbindungen zwischen den Quar-

tieren, über die Weser sowie in das Umland zu schaffen. 

 Umsetzung der bereits in Planung befindlichen Verlängerungen in die Zügige 

Überseestadt und nach Osterholz. Die Verlängerung nach Osterholz soll über 

Osterholz hinaus nach Oyten und zum Bahnhof Sagehorn geplant werden. 

 Aufnahme von weiteren Planungen: 

o zur Verlängerung der Linie 8 über die Parkallee zur Universität 

o zur Aufnahme von Gesprächen zur Verlängerung der Linie 8 von Weyhe-

Leeste nach Kirchweyhe 

o zur Verlängerung einer der bestehenden Linien von Gröpelingen nach Burg 
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über Oslebshausen 

o einer Straßenbahn durch Findorff 

 Bei der Fertigstellung des Neubaus der Carl-Carstens-Brücke ist eine 

Straßenbahnverbindung nach Kattenturm zu eröffnen. 

 Ebenso muss bei Planung und Bau der Fuß- und Fahrradbrücke 

„Wesersprung West“ zwischen der Überseestadt und Woltmershausen die 

spätere Realisierung einer eigenen, separaten Straßenbahnquerung 

berücksichtigt werden. 

 Zur intermodalen Vernetzung innerhalb des Umweltverbunds werden 

bedarfsgerechte und auf zukünftige Mengen ausgelegte, sichere und nah an 

den Umsteigepunkten liegende Fahrradabstellanlagen errichtet; überdacht 

und einfach zugänglich. 

 Alle bestehenden Haltestellen, bei denen das bisher nicht erfolgt ist, erhalten 

einen Regenunterstand für wartende Fahrgäste. 

 

5. Mobilitätsstationen und Sharing-Angebote 

Wir fordern zur Förderung flexibler Mobilität folgende Maßnahmen: 

 Flächendeckende Einrichtung von Mobilitätsstationen in allen Stadtteilen, um 

den barrierefreien Umstieg zwischen den Verkehrsmitteln des Umweltver-

bundes einfach zu ermöglichen. 

 Konsequenter Ausbau von Carsharing insbesondere E-Autos sowie Bike-

sharing, wobei ausdrücklich auch Angebote für Kinder in das System zu 

integrieren sind. 
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6. Barrierefreiheit 

Wir fordern zur Herstellung der Barrierefreiheit im Umweltverbund folgende 

Maßnahmen: 

 Barrierefreiheit im ÖPNV gemäß des Personenbeförderungsgesetzes: 

o Herstellung der vollständigen Barrierefreiheit an allen ÖPNV-Haltestellen 

nach Vorbild der Generalsanierung der DB auf ganzen Linienästen bis 

2038, wobei bis Ende 2033 mindestens 40 % und bis Ende 2038 

mindestens 95 % der Haltestellen barrierefrei sein müssen. 

Der Umbau der ÖPNV-Haltestellen findet unter Berücksichtigung der 

Erfordernisse des barrierefreien Radverkehrs statt und darf dessen 

Ausbauziele nicht behindern. 

o Echte barrierefreie Umgestaltung der Domsheide (Variante 5.1) und 

umgehender Stopp der laufenden Planungen (Variante 2.3). 

o Gewährleistung der Barrierefreiheit im laufenden Betrieb: Bei einer 

Nichtbeförderung aufgrund fehlender Barrierefreiheit muss ein Anspruch 

auf Kostenübernahme für eine Ersatzbeförderung (z. B. Taxi) zum Zielort 

bestehen. 

 Bei allen Maßnahmen stehen Barrierefreiheit und selbsterklärende Infra-

struktur für alle Menschen im Vordergrund. Stadtplanerische bzw. 

ästhetische Gesichtspunkte haben zurückzustehen. 

 

7. (Regio-)S-Bahn und Schienenverkehr (Regional, Fern und Güter) 
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Wir fordern für die Modernisierung des Schienenverkehrs folgende Maßnahmen: 

 Planung eines umfassenden Ausbaus des Bahnknotens Bremen inklusive 

der weitgehenden Entflechtung des S-Bahn-Netzes vom restlichen Bahnnetz 

durch einen konsequenten viergleisigen Ausbau der Hauptstrecken und die 

Digitalisierung des Netzes. 

 Ermöglichung einer Durchbindung zu reaktivierender Strecken aus dem 

Umland zum Bremer Hauptbahnhof, beispielsweise für den Südast des 

Moorexpress oder die Strecke nach Sulingen. 

 Einrichtung einer regelmäßigen, mehrmals täglichen Fernverkehrsanbindung 

nach Bremerhaven sowie die Nutzung der Hafenbahn für den Personen-

verkehr bis zum wieder zu eröffnenden Columbusbahnhof. 

 Konsequente Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene, inklusive des 

Ausbaus der Eisenbahnhäfen durch Maßnahmen wie Alpha E, Umgehungs-

strecken für den Bremer Hauptbahnhof und umfassenden Lärmschutz. 

 Verdichtung der S-Bahn-Takte, Schaffung zusätzlicher Haltepunkte sowie die 

Verhandlung eines günstigen Sondertarifs zwischen Bremen und Bremer-

haven. 

 

8. Parkraum und illegales Parken 

Wir fordern zur Neuordnung des ruhenden Verkehrs folgende Maßnahmen: 

 Einführung eines flächendeckenden Parkraummanagements im Land 

Bremen.  

Hierzu gehört die sofortige Neuordnung des Parkraums im Hinblick auf die 

gesetzlichen Vorschriften der StVO, die Sicherstellung der 
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Rettungssicherheit sowie die Sicherstellung der aktuellen und zukünftigen 

Belange des Fuß- und Radverkehrs - unter besonderer Berücksichtigung der 

vollständigen Barrierefreiheit. 

 Einführung einer flächendeckenden Parkraumbewirtschaftung in allen Quar-

tieren in Bremen und Bremerhaven bis 2031. Die Gebühren sind zweckge-

bundene Mittel, die ausschließlich für die Kostendeckung der 

Bewirtschaftung und für den Ausbau der aktiven Mobilität zu verwenden sind. 

 Konsequente Verfolgung und Ahndung des illegalen Parkens sowie die zeit-

nahe und umfassende, flächendeckende Umsetzung des Urteils des 

Bundesverwaltungsgerichtes zum illegalen aufgesetzten Parken auf Geh- 

und Radwegen.   

Keine Legalisierung des Gehwegparkens sowie Einhaltung einer 

Mindestbreite von 1,80 m für Gehwege. 

 Sicherstellung eines ausreichend ausgestatteten Ordnungsdienstes zur 

Parkraumüberwachung; auch und gerade in den Tagesrandzeiten (vor Schul-

beginn und auch nach der üblichen Feierabendzeit). Zielwert sind 

mindestens 100 vollzeitäquivalente besetzte Stellen in der 

Verkehrsraumüberwachung. 

 Konsequente Ahndung des Zuparkens von  

- Kreuzungen (Sichtbeziehungen)  

- Fuß- und Fahrradquerungen  

- abgesenkten Bordsteinen und Blindenleitstreifen  

durch sofortiges Abschleppen. 

 Sicherstellung ausreichender Kapazitäten stadteigener Fahrzeuge für das 

Abschleppen von illegal geparkten Fahrzeugen. 
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 Einführung eines eigenen Abschleppdienstes bei BSAG und 

Bremerhavenbus zur Sicherstellung des Freihaltens von Schienen, 

Busspuren und Haltestellen. 

 

9. Verkehrssicherheit 

Wir fordern zur Erhöhung der Verkehrssicherheit folgende Maßnahmen: 

 Konsequente Ausrichtung der Verkehrsplanung in Bremen und Bremerhaven 

an der „Vision Zero“ mit dem Ziel eines Verkehrssystems ohne Verkehrstote 

und Schwerverletzte durch eine fehlertolerante Infrastruktur. 

 Bauliche Trennung von Rad-, Fuß- und Kraftfahrzeugverkehr, wo immer dies 

möglich ist, sowie die konsequente Umsetzung von Protected Bike Lanes im 

gesamten Stadtgebiet. 

 Ausweitung von Tempo 30 in Bremen und Bremerhaven unter maximaler 

Ausnutzung der StVO-Spielräume. Initiativen Bremens im Bundesrat zur 

weiteren Ausdehnung der Tempo 30- Anordnungsmöglichkeiten.   

Die Interessen des ÖPNV dürfen gegenüber der Erhöhung der Verkehrs-

sicherheit durch Geschwindigkeitsreduzierung kein Hinderungsgrund sein. 

Diese Maßnahmen sind auch dann umzusetzen, wenn durch verlängerte 

Fahrzeiten zusätzliche Kosten bei Nahverkehrsunternehmen entstehen; 

diese Kosten sind den Unternehmen auszugleichen. 

 Einsatz des Landes beim Bund für ein nächtliches Tempolimit (22 bis 6 Uhr) 

auf 80 km/h auf Autobahnen an bewohnten Stadtteilen. 

 Konsequente Unterbindung / Ahndung des ungeordneten Abstellens von 

Mietfahrzeugen (Räder und Scooter) im öffentlichen Raum, insbesondere auf 

Fuß- und Radwegen, um die Sicherheit und Nutzbarkeit dieser Wege 
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insbesondere für Kinder, ältere und mobilitätseingeschränkte Menschen 

sicherzustellen. 

Gegebenenfalls Umstellung der Mietrad- oder E-Roller-Nutzung auf stations-

basierte Systeme. 

 

10. Quartiersgestaltung 

Wir fordern zur Steigerung der Lebensqualität in den Quartieren folgende 

Maßnahmen: 

 Konsequente Ausweitung autofreier Bereiche und autoarmer, 

verkehrsberuhigter Quartiere zur nachhaltigen Verbesserung der 

Aufenthaltsqualität im gesamten Stadtgebiet. 

 Sicherstellung der Mobilität in diesen Quartieren durch durchgehende Bevor-

zugung des Fuß- und Radverkehrs. Planung von explizit bevorrechtigter 

Fahrradinfrastruktur durch diese Quartiere. 

 Gestaltung der Quartiere nach den Zielen der Klimaanpassungsstrategie 

2025, wobei freiwerdende Flächen durch reduzierten Autoverkehr und redu-

zierten Parkraum nach Sicherstellung der Bedarfe der aktiven Mobilität 

vorrangig für Entsiegelung und Begrünung im Sinne des Handlungskonzepts 

Schwammstadt / Hitzeschutzstadt sowie für Spiel- und Begegnungsflächen 

zu nutzen sind. 

 

11. Wirtschafts- und Pendlerverkehr 

Wir fordern zur Optimierung des Wirtschafts- und Pendlerverkehrs folgende 

Maßnahmen: 
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 Gezieltes Umlenken der Pendlerströme auf SPNV, ÖPNV und das Rad. 

 Einrichtung von sicherer Fahrradinfrastruktur für Berufspendler*innen in allen 

Gewerbegebieten. Erschwerung des ungebremsten Abbiegens an 

Kreuzungen. 

 Flächendeckende Einrichtung von Kurzzeithaltepunkten (Lieferzonen) für 

den Wirtschaftsverkehr und deren Überwachung, um Lieferverkehre für 

gewerbliche und private Kund*innen geordnet abzuwickeln und das illegale 

Halten auf Geh- und Radwegen konsequent zu unterbinden. 

 Konsequente Umstellung auf E-Mobilität im öffentlichen Fuhrpark sowie in 

der urbanen Logistik. 

 Konsequente Entwicklung und Umsetzung alternativer Citylogistik-Konzepte 

wie Lasten-Pedelecs und Smart-Hubs. 

 

12. Organisation und Finanzierung 

Wir fordern zur Sicherung der Handlungsfähigkeit folgende Maßnahmen: 

ORGANISATION 

 Einrichtung einer kommunalen Gesellschaft für die schnelle Realisierung 

einer zukunftsfähigen Verkehrsinfrastruktur – also vorrangig für Fuß- und 

Radverkehr sowie den ÖPNV, nicht nur für die Beschleunigung des Brücken-

baus (z.B. BREGO Verkehrswende). 

 Zwischenzeitliche Sicherstellung einer auskömmlichen finanziellen und 

personellen Ausstattung des Verkehrsressorts und des Amtes für Straßen 

und Verkehr (ASV) und des Amtes für Straßen und Brücken (ASB). 
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 Organisatorische Schnittstellen ASV / Ressort verbessern; Zusammenarbeit 

intensivieren, Kommunikationsverluste verhindern. 

FINANZIERUNG 

 Wesentliche Teile des Sondervermögens des Bundes (LuKIFG-Mittel) sowie 

weiterer Bundesförderungen werden für schnell klimawirksame Maßnahmen 

zur Förderung des Umweltverbundes, insbesondere der aktiven Mobilität, 

bereitgestellt.  

Dabei ist sichergestellt, dass diese Mittel zusätzlich zu den Haushaltsmitteln 

zur Verfügung stehen und diese nicht ersetzen. 

 Der Senat wird aufgefordert, innerhalb eines Jahres nach der Wahl zu 

prüfen, wie ein Gesamtkonzept für eine nachhaltige Finanzierung des 

öffentlichen Personennahverkehrs in Bremen und Bremerhaven aussehen 

kann und dieses vorzulegen.  

 Das Konzept soll einen fahrscheinfreien Betrieb sowie den umfassenden 

Ausbau des Netzes – einschließlich vollständiger Barrierefreiheit und guter 

Arbeitsbedingungen für das Fahrpersonal – durch eine Kombination aus 

bestehenden Subventionen und einer Drittnutzerfinanzierung umfassen. 

Parallel dazu soll ein Konzept für die nachhaltige Finanzierung des 

Ausbaus von Rad- und Fußverkehr vorgelegt werden."  

 

KOMMUNIKATION 

 Zur Kommunikation der oben genannten Maßnahmen an die Bürger*innen des 

Landes Bremen wird ein umfassendes Kommunikationskonzept erarbeitet, 

finanziell und personell hinterlegt und konsequent in fortlaufender Art und 

Weise zum jeweiligen Umsetzungsfortschritt durchgeführt. 

 


